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S ATZUNG 

des Vereins 

"Student für Europa-Student für Berlin" e. V. 

1. Name 
1 

Sitz und Aufaabe

§ 1

( 1) Der Verein :führt den ITamen

11 Student für Europa7J3tudent .:r· tr Berlin e. '/. 11 

c.co. "'J J!;,lc{ -ä. (ev {ol 
Er hat seinen Sitz in � und ist im 
Vereinsregister des Amtngerichts Clausthal­
Zellerfeld eingetragen. 

(2) Der Verein ist nicht allf Erwerb .gerichtet und ver­
folgt unmittelbar und ausschließlich gemeinnützige
Zwecke im Sinne der§§ 17-19 StAnpG und der
Gemeinnützigkeitsverordnung vom 24.12.1953.

§ 2

( 1) Ziel des Vereins ist es, persönliche I�ontakte zwischen
den Jugendlichen, df"_Y.l __ Studenten und der übrigen :Be­
völkerung der europäischen Länder zu schaffen. Dazu
führt der Verein alljährlich vor al 1.em eine Ferien­
aktion für bedürftig€ Kinder und Jugendliche durch
und übernimmt Aufgaben der Freizeit- und Sozial­
päda5ogik. Ein wesentlicher Bestandteil der �erien­
aktion sind die Erholungsau:fenthalte für Berliner
Kinder.

(2) Der Verein fördert u.�d unternimmt innerhalb und
außerhalb der eigenen Reihen Aktivitäten, die sich
mit den bildungs- und gesellschaftspolitischen Ver­
hältnissen be3chäfti�en, die der Erziehung der
Kinder und Jugendlichen dienen sollen.

§ 3

(1) Etwaige Gewinne dürfen nur für die satzungsgemäßen
Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten
keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als
!.'Ii tglieder auch keine sonstigen Zuwendungen aus
flitteln des Vereins.

(2) Keine Person darf durch Verwaltungsaufgaben, die dem
Zweck des Vereins fr€rad sind, oder durch unverhält­
nismäßig hohe Vergütttngen begünstigt werden.
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2. l:h tglieder und Bei trä�e

§ 4

(1) Jede Arbeitsgemeinschaft (AG) schlägt dem Vorstand
einen Vertreter als Hitglied vor. Dieses hat der
Vorstand aufzunehmen. Die Mitgliedschaft erlischt
nach 2 Jahren. Erneuter Vorschlag ist möglich.

( 2) ZuS:i tzliche überregionale l.Ii tglieder können von der
I'.!i tgliederversammlung (ITV) auf Vorschlag des Vor­
standes oder von mindestens drei Uitgliedern mit
absoluter 11ehrhei t der anwesenden Stimmberechtigten
in die ffl gewählt werden. Ihre Zahl ist auf 12
natürliche Personen begrenzt, von denen jeweils 6
im Turnus von einem Jahr für zwei Jahre gewählt
werden. i,7iederwahl ist möglich.

§ 5

Die l'Iitgliedscha:ft erlischt

a) bei Tod,

b) durch Austritt, der dem Vorstand schriftlich mitzu­
teilen ist,

c) durch Ausschluß, den die l'fv mit absoluter Mehrheit
au:f Antrag des Vorstandes, einer AG oder von :min­
destens drei 11:ttgliedern beschließen kann,

d) durch Ausscheiden nach 2 Jahren, falls keine Wieder­
aufnahme erfolgt.

§ 6

Ausscheidenden l'ri tgliedern stehen keine vermögensrecht­
lichen Ansprüche gegen den Verein aus ihrer Mitglied­
schaft zu. 

§ 7

Die =.li tgliedschaft ist beitragsfrei.

3. Verwaltung und Vereinsorgane

§ 8

Das Geschäftsjahr läuft vom 1.Hovember bis 31.0ktober 
des folgenden Jahres. 

§ 9
Die Organe des Vereins sind:

a) Die Hi tgliederversammlung (UV),

b) der Vorstand,

c) der Geschäftsiührer (Gf).
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4. Die Tiit,r;,;liederversammlung (nv)

§ 10

( 1) Die ff,[ ist alljährlich im Frühjahr und vor Ablauf
des Geschäftsjahres vom Vorstand einzuberufen. Die
Einladung muß an alle !Titglieder und den Personen­
kreis nach § 15 raindestems 4 'Jochen vorher erfolgen.

(2) Eine at1ßerordentliche (a.o.) nv mu.ß vo.m. Vorstand oder
auf begründetes Verlangen von mindestens 1/3 der Mit­
glieder 14 Tage vorher einberufen werden. Tiie schrift­
liche Begründung ist in jedem Falle der Einladung
beizufügen.

§ 11

( 1) :Uie r.rv ist beschlußfähig, wenn sie ordnungsgemäß nach
§ 10 Abs. (1) einberufen wurde und mindestens 2/3 der
Ilitglieder anwesend sind.

( 2) Zur BeschluBfähigkei t einer a. o. r,v reicht die
:Iälfte der Mitglieder aus, wenn sie ordnungsgemäß
nach§ 10 Abs. (2) einberufen ist. Bleibt die a.o.
MV trotz ernsthaften Bemühens des Vorstandes,
Beschlußfähigkci t herzustellen, beschlußunf'ähig,
so erlangt sie nach 24 Stunden Beschlußfähigkeit.
Ausführungsbestimmw1gen regelt die Geschäftsordnung

§ 12

(GC).
-

Tien Tagungsort bestimmt der Vorstand.

§ 13
Alle Tiitglieder und der Vorstand sind stimmberechtigt.

§ 14
Abstimmungen Llnd Tiahlen werden durch relative 1'.lehrheit 
der anwesenden 3timmberechtigten entschieden (ausgenom­
men davon sind Satzungsänderungen). Falls die Zahl der 
Enthaltungen die Zahl der Ja- und Pein-Stimmen übersteigt, 
muß erneut abgestimmt werden. 

§ 15
( 1) Jede AG hat das necht, zu allen I'fll' s einen Vertreter

zu entsenden, der rede- und antragsberechtigt ist,
aber kein Stimmrecht besitzt.

(2) Gleiches gilt für einen Vertreter eines jeden Büros.
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§ 16

Sämtliche Anweoonden auf der IW und Hi tarbei ter der AG' s 
haben Passives \!ahlrecllt. Von nicht Anwesenden muB eine 
schri::tliche .I:inverständniserklärung zu einer \"fahl vor­
liegen. 

§ 17

Die UV ist für die Verwirklichung der Ziele des Vereins 
nach§ 2 verantwortlich. 

§ 18
Die I'IV hat folßende unübertragbare Aufgaben: 
a) Wahl und Entlastung des Vorstandes (Ausnahme: § 28

Ab:J. 2)
b) Wahl der Rechnungsrcvisorcn
c) Wahl und Abberufung der Leiter der Büros (AuGnahme:

§ 23)
d) �eschluß über Satzungsände�ungen
e) Beschlußfassuns über Ergänzungsordnungen
f) T,egi timation von Arbei ts3emeinschaften, als AG im Sinne

des§ 27 aufzutreten und den Namen des Vereins zu
führen (Ausnahme: � 23)

g) 
ß1:zi$tff

ng/md Abschaffung von Büron (Ausnahme: § 23)
u u blv o ie, 

h) Äu lös g des Vereins 
i) �estlegung eines Arbeitsprogramos für das jeweilige

Geschäftsjahr
k) Beschlußfassung über Abstriche ar.i Eaushaltnplan, wenn

er über die Beschlüsse der vorhergehenden UV hinaus­
geht

1) Die EV hat das Recht des lconstrLtktiven I1ißtrauena-
votums gegenüber jedem einzelnen Vorstandsmitglied.

§ 19

Über· die• �IV ist ein Protokoll auf'zunehmen, das von einem 
der derzeitigen Vorsitzenden und dem Protokollführer zu 
unterzeichnen ist und innerhalb von 4 ',lochen nach der LIV 
den I.1i tgliedern und dem Personenkreis nach § 15 zuzusenden 
ist. 

5. Der Vorstand

§ 20

I ( 1) Der Vorstand besteht aus mindestens �rei gleichberech­
tigten Vorsitzenden, die den Verein in gerichtlichen 
I'ragen jeweils gesal!lt, in außcr&erichtlichen Fragen 
jeweils '1'}, e�,e:tt vertreten. 

.,✓, "" .
�"��m"''��

( 2) In finanziel..1.en P.rage� >-t:F:1Yüe,;enwert von 
'.DI! ,3 000, --<�>ü Jeder · o�:.1. tzenae allein ver­
tretungsbPre _ s-tigt. 
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§ 21
Die Vorsitzenden werden von der JITV auf zwei Jahre ge-
wählt. Y'iederwahl ist möglich. -

§ 22
( 1) Der Vorstand ist der r.IV verantwortlich und bringt

ihre Beschlüsse zur Ausführung.

(2) Er bestellt den Gf und ist ihm gegenüber allein
weisungsbefugt.

(3) Ein Vorsitzender dar:!: nicht zugleich Gf sein.

§ 23

Der Vorstand hat das Recht, eine AG nach§ 18 f) oder 
ein Tiüro nach§ 18 g) anzuerkennen bzw. einzurichten 
oder bei vereinsschädigendem Verhalten aufzulösen. Er 
hat ferner das :1echt, den J,ei ter eines �üros zu suspen­
dieren und einen net.1en Leiter kommissarisch einzusetzen. 
Diese Beschlüsse sind vorläufig und bedürfen der Bestä­
tigung durch die nächste rrrv.

6, Der Geschäftsführer (Gf) 

§ 24
(1) Der Gf o�ganisiext die Arbeit des Vereins und leitet

die Verwaltung. �r regelt alle Vereinsangelegen­
heiten, soweit sie nicht durch die Satzung der :r.'IV
vorbehalten oder durch die GO anderweitig festgelegt
sind.

(2) Er ist dem Vorstand verantwortlich und außergericht­
lich bis zu einem Gegenwert von DI 30.000,-- ver­
tretungsberechtigt.

§ 25
(1) Die Entlassung des Gf kann - unter Berücksichtigung

des Anstellungsvertrages - nur durch einstimmigen
Beschluß des Vorstandes erfolgen.

(2) Die vorherige Zustimmung des Schlichtungsausschusses
ist einzuholen.

7. Weitere Einricht�en

§ 26
Die MV wählt alljährlich für das laufende Geschäftsjahr 
zwei Rechnunisrevisoran und einen Ersatzmann oder be­
stimmt eine '.ireuhandgesellschaft. Diese haben die Jahres­
rechnung zu prüfen und der nächsten ?1V schriftlichen 
Bericht und Antrag auf Entlastung des Vorstandes für 
das vergangene Geschäftsjahr vorzulegen. Jahresbericht 
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und Abrech...--iung (Bilanz.) müssen den Mitgliedern .mindestens 
zehn Tage vor der dieselben behandelnden r.r. vorliegen. 
Näheres regelt die Geschäftsordnung. 

§ 27
Die AG's - das sind die Uitar"bcitcrgruppen des SfE-SfB 
an den einzelnen Hochschulorten - tragen die eigentliche 
Arbeit des Vereins im Sinne seiner Zielsetzung. 

§ 28

( 1) Der Schlichtungsausschuß besteht aus 5 vo.ra Vorstand
und Büros unabhängigen Mitgliedern und zwei Ersatz­
leuten. '\r wird von der llV gewählt und entscheidet
mit einfacher i'1ehrheit.

(2) Der Schlichtungsausschuß ist berechtigt, einen Vor­
sitzenden im Einverständnis �it den übrigen Vorsitzen­
den vorläufig aus seinem Geschäftsbereich zu ent­
lassen. Er ist aber verpflichtet, den Fall der
nächcten MV vorzlltragen, die diesen Beschluß
sanktionieren kann oder nicht.

§ 29
(1) Satzungsänderungen und Aufhebung der Satzung bedürfen

der 3/4-Täehrheit der UV.

( 2) Von der 1::: ;lichkei t der Satzungsänderung sind § 1
Abs. (2), � 2 und § 3 sovn.e die §§ JO und 31 dieser
Satzung ausgeschlossen.

(3) Bei Entscheidungen von großer finanzieller Bedeutung,
die den Rahnen des Haushaltsplanes oder die Beschlüsse
der letzten rnv überschreiten, ist der Schlichtungs­
a_;_sschuB vom Vorstand zu hören. Er hat Einspruchs­
recht. lJird ein Einspruch geltend gemacht, so ist
dieser bis zur nächsten l'IV für den Vorstand verbind­
lic'. Die UV entscheidet dann endgültig.

§ 30
Die Aufl-0su.ng des Vereins kann nur mit Zustimmung sämt­
licher Hitglicdcr erfolgen. 

§ 31
Bei Auflösung des Vereins oder Uegfall seines bisherigen 
Zweclcs f'äll t das Vermögen dem Deutschen Paritätischen 
\7ohlfahrtcverband, Gesamtverband F1·ankfurt/Uain, zu. 

§ 32

Diese Satz�g tritt :mit der Ein.tra6ung beim Amtsgericht 
Clausthal- ellerfeld in Kraft. Sie löst die bisherige 
�_;;atzung ab. 

Am Freitag, den 11.4.1969 wurde diese Satzung von der 
Delegiertenversammlung des 11 Student f'ür Europa-Stu�ent 
für Berlin" eY beschlossen. Diese SAtzung ist als Andermg 
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Bad Soden, den 
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